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Die neueste Regelung der Krankenversicherung und
der Reichswochenhilfe wahrend der Kriegszeit

Von Friedrich Kleeis in Halle a. S.

Gegen die Gesetze und Verordnungen, die
unsere soziale Versicherung den Bedurfnissen
des Krieges anpassen, ist seither herbe aber be¬
rechtigte Kritik laut geworden. Die Regierung
hat nun, was bislang zum Teil in ganz ent¬
schuldbarer Weise entweder überhaupt nicht oder
in nicht zweckentsprechender Weise geordnet
worden ist, durch eine neue Bekanntmachung vom
28. Januar 1915 in Richtigkeit za bringen versucht.
Die Berechtigung der Regierung hierzu ergibt
sich aus § 3 des Gesetzes über die Ermächtigung
des Bundesrates zu wirtschaftlichen Maßnahmen
usw. vom 4. August 1914. Die Verordnung enthalt
wieder sehr viel, was für den ersten Blick un¬

gesehen zwischen den Zeilen steht, weshalb eine
Besprechung der Verordnung sehr angebracht
erscheint.

L

Der Abschnitt über die Ergänzung der Not¬
gesetze zur Krankenversicherung vom 4. Aug. 1914
erweitert zunächst für die Kriegsteilnehmer den
freiwilligen Wiederbeitritt zur Krankenkasse bei
der „Rückkehr in die Heimat**. Der § 3 des Not¬
gesetzes über die Erhaltung der Anwartschaften
aus der Krankenversicherung gestattete den frei¬
willigen Wiederbeitritt zur Kasse nur den Kriegs¬
teilnehmern, die beim Eintritt in den Kriegsdienst
sich formgerecht zur freiwilligen Mitgliedschaft
gemeldet hatten. Nunmehr ist dieser Wieder¬
beitritt auch denjenigen Personen ermöglicht
worden, die zur Zeit ihres Eintritts in Kriegs-,
Sanitäts- oder ähnliche Dienste für das Reich
zwar gemäß § 313 RVO. zur Weiterversicherung
berechtigt waren, von dieser Berechtigung aber
keinen Gebrauch gemacht haben. Damit ist die
Möglichkeit des Wiederbeitritts zu einer Kranken¬
kasse dem größten Teil der Kriegsteilnehmer
eingeräumt worden, auch wenn sie bei der Rück¬
kehr in die Heimat zunächst oder überhaupt nicht
versicherungspflichtige Beschäftigung wieder auf¬
nehmen. Voraussetzung ist nur, daß sie bei ihrem
Eintritt in die Militärdienste das Recht zur An¬

meldung zur freiwilligen Mitgliedschaft hatten.
Diese Voraussetzungen sind (nach § 313 RVO.)f
daß der Eintritt ins Heer innerhalb drei Wochen
nach dem Ausscheiden aus der versicherungs¬
pflichtigen Beschäftigung oder nach Beendigung
der Kassenleistungen im Falle einer Erwerbs¬
unfähigkeit erfolgte. Weiter kommt noch dazu,
daß der Kriegsteilnehmer bei seinem Ausscheiden
aus der genannten Beschäftigung in den voran¬

gegangenen zwölf Monaten mindestens 26 Wochen
oder unmittelbar vorher mindestens sechs Wochen
versichert' war.

Die Kasse kann diese ehemaligen Pflicht¬

mitglieder (nicht aber audi diejenigen, die schon
beim Eintritt ins Heer freiwillige Mitglieder
waren!), wenn sie sich nach der Rückkehr in die
Heimat zur freiwilligen Mitgliedschaft melden,
ärztlich untersuchen lassen. Eine Erkrankung,
die bei diesem Wiedereintritt in die Kranken¬
versicherung bereits besteht, begründet für diese
Krankheit keinen Anspruch auf Kassenleistungen.
Die ärztliche Untersuchung kann nur den Zweck
haben, eine solche Erkrankung festzustellen,
damit die Kasse für den Unterstützungsfall nicht

herangezogen werden kann. Auf keinen Fall hat
m Kasse an E«H m Aihnüwi rinas OmiiHil»

und zwar auch dann nicht, wenn die
Untersuchung das Vorhandensein einer noch so

schweren Krankheit ergibt.
Trotz dieser beschränkten Wirkung der ärzt¬

lichen Untersuchung halten wir diese doch für
eine ungerechte Einrichtung. Schon gegenüber
den Kriegsteilnehmern, die sich bei ihrem Eintritt
ins Heer formgerecht als freiwillige Mitglieder
gemeldet hatten. Diese haben nach dem mehrfach
erwähnten Notgesetz bei ihrem Wiederbeitritt zur

Kasse sofort Ansprüche auf Kassenleistungen,
auch für bestehende Krankheiten aus dem Kriegs¬
dienste. Sodann ist diese ärztliche Untersuchung
mit ihren Folgen auch sachlich eine Härte. Sie
kann Personen treffen, die jahrzehntelang Bei¬

träge zur Kasse bezahlt haben und die nun durch
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den Krieg, für den sie nichts können, um die

Früchte ihrer Mitgliedschaft gebracht werden.

Wir würden empfehlen, von der Untersuchung
mit ihren Folgen, die die Kasse nur eintreten

lassen „kann" (aber nicht muß), den sparsamsten
und wohlwollendsten Gebrauch zu machen.

Die vorliegende Verordnung erweitert gleich¬
zeitig das mit ihr in Verbindung stehende Not¬

gesetz dahin, daß auch die Staatsangehörigen der

österreichisch-ungarischen Monarchie das Recht

zum freiwilligen Wiederbeitritt haben. Nach

dem Notgesetz galten die einschlägigen Vor¬

schriften nur für Reichsangehörige. Diese Be¬

schränkung war eine Härte und ist ganz mit

Recht fallen geladen worden.

Der § 2 der Verordnung erweitert den Begriff
nHausgewerbetreibende", wie es von unseren

KrankenkassenVerwaltungen schon wiederholt ver¬

langt worden ist. Nach § 162 RVO. gelten als

Hausgewerbetreibende im Sinne dieses Gesetzes

nur die selbständigen Gewerbetreibenden, die in

eigenen Betriebsstätten im Auftrag und für Rech¬

nung anderer Qtwtrbtti tJbtndw gewerbliche Erzeug¬
nisse herstellen oder bearbeiten. Nunmehr sollen

als Hausgewerbetreibende auch solche Personen,
die nicht für andere Gewerbetreibende, sondern

im Auftrage und für Rechnung des Reichs, eines

Bundesstaates, eines Gemeindeverbandes, einer

Gemeinde, anderer öffentlicher Verbände oder

öffentlicher Körperschaften oder von Wohltätig-
keitsveranstaltungen arbeiten. Dieser erweiterte

Begriff soll der zukünftigen hausgewerblichen
Krankenversicherung zugrunde gelegt werden, sei

es, daß diese Versicherung auf Grund nur kassen-

oder auch ortsstatutarischer Regelung erfolgt.
Nach den §§ 259 ff. RVO. ist von Zeit zu Zeit

die Gleichwertigkeit der Leistungen der Kranken¬

kassen des Bezirks eines Versicherungsamtes fest¬

zustellen. Diese Feststellungen sollen während

der Dauer des Krieges nach § 3 der vorliegenden
Verordnung nicht getroffen werden. Eigentlich
ist daa aus der ganzen gegenwärtigen Struktur

der Krankenversicherung eine Selbstverständlich¬

keit Der § 3 dient daher wohl nur zur Beruhi-

Sing
von Gemütern, die allzusehr nach dem

uchstaben gehen.
II.

Der zweite Teil der Verordnung betrifft eine

Erweiterung der ..IVadienhilft wHutnd das Krieges"
(Bekanntmachung dea Bundesrats vom 3. Dezember

1914). Zunächst wird die Wochenhilfe ausgedehnt
auf alle Wöchnerinnen, deren Ehemänner zu der

gegen Entgelt beschäftigten, aber nach § 165 Abs. 1

Nr. 7 RVO. nicht gegen Krankheit versicherten

Schiffsbesatzung deutscher Seefahrzeuge gehören
oder bis zum Tage des Kriegsausbruchs oder

darüber hinaus gehört haben. Nach der an¬

gegebenen Bestimmung der Reichsversicherungs¬
ordnung ist von der Krankenversicherungspflicht
befreit die Schiffsbesatzung deutscher Seefahr¬

zeuge, wenn sie unter die §§ 59 bis 62 der See-

mat.nsordnung (RGBl. 1902 S. 175 und 19C4 S. 167)
oder unter die §§ 553 bis 553b des Handelsgesetz¬
buches fallt. Die angegebenen Bestimmungen der

Seemannsordnung regeln die Versorgung der

Schiffsmannschaft und der Schiffsoffiziere aller

Kauffahrteischiffe, welche das Recht haben, die

Reirifeflagge zu führen. Infolge dieser ander¬

weiten Fürsorge für den Fall der Krankheit sind

sie von der Krankenversicherung befreit. Zu den

Personen der Schiffsbesatzung, die unter die

§§ 551 bis 553 b des Handelsgesetzbuchs fallen,
gehören nur die Kapitäne, die nicht unter die an¬

geführten Bestimmungen der Seemannsordnung

fallen. Für alle Ehefrauen dieser nicht der

Krankenversicherung unterliegenden Personen

d*»r Schiffsbesatzung ist nunmehr die Reiehs¬

wochenhilfe ebenfalls mit zu gewähren, wenn der

regelmäßige Jahresarbeitsverdienst dieser Per¬

sonen an Entgelt nicht 2500 Mk. übersteigt und

wenn sie in diesem Kriege dem Reiche Kriegs-,
Sanitäts- oder ähr che Dienste leisten oder an

deren Weiterleistung oder an der Wiederaufnahme

einer Erwerbstätigkeit durch Tod, Verwundung,
Erkrankung oder Gefangennahme verhindert sind.

Damit ist die Erweiterung der Anwendung
der Reichswochenhilfe abgeschlossen; eine Aus¬

dehnung auf Personenkreise, die der Reichs¬

versicherungsordnung grundsätzlich nicht unter¬

stehen, ist abgelehnt worden. Damit bleiben die

kleineren Gewerbetreibenden von der Fürsorge
weiter ausgeschlossen. Nicht mit Unrecht ist

darauf hingewiesen worden, daß sich unter ihnen

viele befinden, die schlechter gestellt sind als ein

großer Teil der Krankenkassenmitglieder. Ihren

Frauen im Falle der Niederkunft jede Unter¬

stützung zu versagen, ist durch nichts gerecht¬
fertigt, zumal wenn man bedenkt, daß es nicht

immer in ihrem Belieben steht, einer Kranken¬

kasse anzugehören oder nicht. Was sollte übrigens
die Zugehörigkeit zu einer Krankenkasse zu tun

haben mit einer Leistung der Reichskasse? Im

Sinne der Bundesratsverordnung handelt es sich

um eine Leistung des Reiches zugunsten der

Kriegsteilnehmerfamilien, die nicht beschränkt

werden sollte auf einen bestimmt begrenzten
Kreis, sondern die .vielmehr in weitherziger Art

allen Bedürftigen zuteil werden sollte. Aus der

Beschränkung der Reichswochenhilfe auf die

Krankenkassenmitgliederfamilien ergeben sich in

der Praxis recht sonderbare Verhältnisse. Ehe¬

frauen von' Privatbeamten, die bis zu 2500 Mk.

Jahreseinkommen einer Krankenkasse angehören,
beziehen während der Kriegsteilnahme ihres

Mannes im Falle der Entbindung bis zu 123 Mk.

Wochenhilfe, selbst wenn das Gehalt des Mannes

während der Kriegszeit ganz oder teilweise weiter

gehen sollte. Aber die Ehefrau eines im Felde

stehenden Gewerbetreibenden, der sein Geschäft

schließen mußte, geht leer aus, selbst wenn sie

kein anderes Einkommen hat als die vom Gesetz

bestimmte Mindest-Familienunterstützung. Seit¬

her konnte man annehmen, daß der Gesetzgeber
diese unterschiedliche Behandlung nicht gewollt
hat Man konnte glauben, daß der Gesetzgeber
die aus der Anwendung des Gesetzes sich er-

Sebenden Härten nicht vorausgesehen hat. Nach-

em aber nun die lückenhafte Bundesratsverord¬

nung ergänzt und dabei die eben kritisierte

Härte nicht beseitigt worden ist muß man doch

die Absicht feststellen, nicht über den „Status"
der RVO. hinauszugehen, und zwar um so mehr,
als gerade dieser Mangel der Reichswochenhilfe

oft kritisiert worden ist.

Ist die Ehefrau eines Angehörigen der ge¬
kennzeichneten Schiffsbesatzung selbst versichert,
so muß sie sich an die Krankenkasse wenden, der

sie angehört Ist sie nicht selbst versichert, so

muß sie die Allgemeine Ortskrankenkasse oder,
wo eine solche nicht besteht, die Landkranken¬

kasse anrufen, in deren Bezirk sie wohnt. Be¬

steht also je eines dieser Kassengebilde neben¬

einander, so ist die Ortskrankenkasse zuständig.
Diese gibt den Antrag nebst Gutachten an die

See- Berufsgenossenschaft weiter, die aber meistens

die Angelegenheit an die Kasse zur weiteren

Behandlung abgeben wird. Für diese Frauen

sieht die Bekanntmachung die Barleistung als
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die Regel vor, da die unmittelbare Gewährung
der Arzt- und Hebammenhilfe große Schwierig¬
keiten bereiten würde, vorausgesetzt, daß die

Wöchnerin selbst Mitglied einer Kasse ist, welche

diese Leistungen satzungsgemäß in Natur gewährt.
Regelt die zuständige Orts- oder Landkranken¬

kasse auf Ersuchen der See Berufsgenossenschaft
den Unterstützungsfall, so hat letztere für diese

Mühe zwei Mark zu zahlen. Diese Vergütung
erscheint etwas sehr mager. Indes soll der gute
Wille, etwas zu geben, anerkannt werden. Der

Einfachheit halber ist im Falle der Oberweisung
der Regelung an die zuständige Orts- oder Land¬

krankenkasse die Abrechnung an das für diese

Kasse zuständige Versicherungsamt einzureichen.

Bei Beanstandungen — sonst nicht — ist die

See-Berufsgenossenschaft am Verfahren zu be¬

teiligen. Gehört eine Wöchnerin selbst zu den

fegen
Entgelt beschäftigten, aber auf Grund des

165 Abs. 1 RVO. befreiten Personen der Schiffs¬

besatzung, so bat unter den allgemeinen Voraus¬

setzungen die See - Berufsgenossenschaft die

Wochenhilfe aus eigenen Mitteln zu gewähren.
Sie bekommt einen Ersatz dafür nur unter den

Bedingungen und dem Umfang, wie die anderen

Kassen.

III.

Die Bundesratsverordnung vom 3. Dezember

1914 ließ es im Dunkel, wie die Reichswochenhilfe

für die auf Grund der §§ 418, 435 RVO. befreiten

landwirtschaftlichen Arbeiter und häuslichen

Dienstboten gehandhabt werden sollte. Die vor¬

liegende Verordnung bestimmt nun, daß die Zeit

einer solchen Befreiung von der Versicherung
der Zeit des Versichertseins gleich zu achten ist

Das ist eigentlich selbstverständlich, war aber

gleichwohl mit Rücksicht auf das Verbalten

mancher Dienstherrschaften nötig, ausdrücklich

festzustellen. Die Herrschaften von landwirt¬

schaftlichen Arbeitern und Dienstboten, die es

früher mit der Befreiung auf Grund der an¬

gezogenen Bestimmungen der Reichsversiche¬

rungsordnung sehr eilig hatten, werden darin

wohl allmählich ein Haar finden. Sie müssen den

von der Reichswochenhilfe erfaßten Wöchnerinnen

die Unterstützung aus eigenen Mitteln in dem¬

selben Umfang gewähren, wie das die zuständige
Kasse tut Die über die Kassensatzung hinaus¬

gehende Leistung erstattet ebenfalls das Reich.

War der Ehemann der Wöchnerin zuletzt vor

seinem Eintritt ins Heer von der Versicherungs¬
pflicht befreit und gehörte die Wöchnerin selbst

keiner Krankenkasse an, so ist die Wochenhilfe

durch diejenige Kasse zu leisten, welcher der

Ehemann ohne die Befreiung hätte angehören
müssen. Eine größere finanzielle Belastung der

Kasse liegt hierin nicht denn die Kasse bekommt

doch alle diese einschlägigen Verläge vom Reiche

wieder zurückerstattet Nur die mit der Durch¬

führung der Einrichtung verknüpfte Verwaltungs¬
arbeit müssen die Kassen umsonst leisten,
was sie wohl im Interesse des richtigen Funktio-

nierens der neuen Fürsorge gern verschmerzen
werden.

Auch für die Wöchnerinnen, die selbst ver¬

sicherungspflichtig sind, aber auf Grund der

§§418 oder 435 RVO. von der Versicherung be¬

freit sind, aber nur. sofern der Ehemann Kriegsdienste
leistet, hat die zuständige Krankenkasse die ge¬
samte Wochenhilfe zu vermitteln. Das ist zu be¬

grüßen, denn wenn die Herrschaften die Aus¬

zahlung in die Hände gelegt bekommen, wird es

nach allen Erfahrungen manchmal hapern. Die

Kassenverwaltungen bieten eine größere Garantie

für prompte Durchführung. Dadurch, daß sich

alle Kriegerfrauen, auch die dem Stande der

Landarbeiter und der Dienstboten angehörenden,
an die zuständige Kasse zu wenden haben, ist

eine größere Einheitlichkeit in die Durchführung
der Fürsorge gebracht worden. Auch dieser

Schritt zur Besserung der seitherigen Zustände

wäre wert, verallgemeinert und für die Zukunft

festgehalten zu werden.

Für diese selbst versicherungspflichtigen, aber

von der Versicherung befreiten Frauen der Kriegs¬
teilnehmer hat der Arbeitgeber der Kasse das

Wochengeld zu erstatten, das er nach der Reichs¬

versicherungsordnung zu zahlen haben würde.

Nach dieser (§§ 418, 435) ist er verpflichtet, die

Unterstützung so zu gewähren, daß sie den

Leistungen der zuständigen Krankenkasse «gleich¬
wertig4' ist So ist zum Beispiel die Fortzahlung
des vollen Lohnes (inklusive der Entschädigung
für Naturalien) als gleichwertig anzusehen. Am

richtigsten ist es, diese Wöchnerinnen durch die

Kasse so zu behandeln, als wären sie wirklich

Kassenmitglieder; der Arbeitgeber der Wöchnerin

hat dann der Kasse alles das zu erstatten, was

die Kasse auf Grund ihres Statuts geleistet hat

und was sie nicht vom Reiche erstattet bekommt

Hierbei gelten natürlich sinngemäß die Grund¬

sätze der Verordnung vom 3. Dezember 1914: Ist

der Ehemann der Selbstversicherungspflichtigen
Wöchnerin im Kriege und dieser Fall kommt ja
hier nur in Frage, muß das Wochengeld min¬

destens wöchentlich 7Mk. betragen. Der Arbeit-

Seber hat aber nur das zu erstatten, was nach

er Satzung zu zahlen ist. Bezahlt die Kasse der

Wöchnerin auf Grund der Bundesratsverordnung
vom 3. Dezember 1914 mehr, so hat die Differenz

bekanntlich das Reich zu erstatten. Es kann

vereinzelt vorkommen, daß die Kasse ihre Aus¬

lagenvon dem Arbeitgeberwegen dessen Zahlungs¬
unfähigkeit nicht prompt oder überhaupt nicht

zurück erhält Solche Fälle müssen im Interesse

der »guten Sache" in den Kauf genommen werden;
sie haben ihren Grund in der unglückseligen Be¬

freiungsmöglichkeit überhaupt.
Diese eben geschilderten Grundsätze für

Wöchnerinnen, deren Ehemänner im Kriege sind,
sind leider verlassen worden für die von der Ver¬

sicherungspflicht befreiten Wöchnerinnen, die zwar

selbst Anspruch auf Wochenhilfe nach den §§ 195,
419,435 RVO. haben, aber nkfit nach § 1 der Ver¬

ordnung vom 3. Dezember 1914, das heißt also,
deren Ehemänner nicht im Kriege oder die über¬

haupt noch ledig sind. Für diese hat der Arbeit¬

geber die gesamte Wochenhilfe (Entbindungs¬
kosten, Wochengeld, Schwangerenbehandlung,
Stillgeld) zu gewähren und zwar direkt und aus

eigenen Mitteln. Warum hat man hier nicht auch

die Kasse als Vermittlerin eingesetzt? Wir be¬

fürchten, daß bei dieser Regelung die Wöchne¬

rinnen sehr häufig zu knapp wegkommen werden.

Vielfach werden den Herrschaften die einschlägigen
Bestimmungen nicht bekannt sein (oder nicht be¬

kannt sein wollen), vielfach werden auch die

Wöchnerinnen ihre Rechte nicht kennen oder

sich mit den Herrschaften nicht streiten wollen.

Ein ganz kleiner Trost ist es nur, daß § 422 RVO.

entsprechend gilt. Kommt also der Arbeitgeber
seinen Pflichten nicht nach, so hat auf Antrag
des Befreiten die zuständige Kasse alle oder die

einzelnen fehlenden Leistungen zu gewähren.
Der Arbeitgeber hat dann der Kasse das Geleistete

zu erstatten. Die Regierung rechnet also selbst

damit, daß sich manche Arbeitgeber sperren
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werden. Dies« Einrichtung der Selbstleistung

durch die Arbeitgeber ist ein rechtes Loch in

dem Aufbau der ganzen Fürsorge.

IV.

Der § 9 der Verordnung schafft Klarheit über

die Verteilung der neuen den Krankenkassen

auferlegten Lasten. § 197 RVO. bestimmt be¬

kanntlich : „Ist die Wöchnerin während des letzten

Jahres bei mehreren Krankenkassen versichert

gewesen, so haben die anderen der leistungs¬

pflichtigen Kasse für die Leistungen aus den

§§ 195,196 auf Verlangen den Betrag des Wochen¬

geldes nach Verhältnis der Mitgliedszeit zu er¬

statten. Man konnte im Zweifel sein, ob die

neuen Pflichtleistungen, die die Bundesratsverord¬

nung vom 3. Dezember 1914 den Kassen auferlegt
(Entbindungskosten, Stillgeld usw. für solche

selbstversicherte Wöchnerinnen, deren Ehemänner

nicht im Kriege sind) in derselben Weise auf die

anderen Kassen „umzulegen" sind. Diese Zweifel

sind nun gelöst: jetzt ist — und zwar rückwirkend

auf alle Fälle seit dem 3. Dezember 1914 - die

Verteilung alter Pflichtleistungen in der Wochen-

hjlfe festgelegt worden. Nach § 197 RVO. „kann"

zwar nur die anteilige Erstattung der Aufwen¬

dungen von den anderen Kassen verlangt werden.

Die Kassen handeln aber pflichtwidrig, wenn sie

die Rückforderung unterlassen.

Der § 10 der Verordnung schafft den Streit-

Eunkt
aus der Welt, inwieweit die Reichswochen-

ilfe rückwirkende Kraft hat Er bestätigt die

inzwischen allgemein anerkannte Auffassung, daß

die Leistungen der Bundesratsverordnung vom

3. Dezember 1914 mit diesem Tage beginnen —

für rückliegende Entbindungsfälle auch insoweit,

als an diesem Tage noch Ansprüche bestehen.

Sodann wird aber auch Klarheit geschaffen für

jene Fälle, in denen die Ehemänner erst nadi der

Entbindung in den Heeresdienst eintreten. Es

wird bestimmt, daß auch in diesen Fällen die

Reichswochenhilfe gewährt wird auf die übliche

Dauer, jedoch abzüglich der zwischen dem Tage
der Niederkunft und dem Tage des Eintritts in

den Kriegsdienst liegenden Zeit. Ist dieser

Zwischenraum größer wie acht Wochen, so besteht

kein Anspruch auf Wochengeld, ist er größer wie

12 Wochen, so ist auch der Anspruch auf Stillgeld
erloschen. Von zwei Wöchnerinnen, die beide

am 31. Januar 1915 entbunden worden sind, erhält

die eine, weil ihr Mann schon acht Tage vorher

zum Kriegsdienst eingezogen worden ist, die

vollen Leistungen — die andere aber, deren

Mann erst drei Tage nach der Entbindung ein¬

gezogen wird, erhält keine Entbindungskosten

usw., sondern nur das restliche Wochen- und Still¬

geld. Rein juristisch genommen läßt sich gegen

die Ordnung nichts einwenden. Die Frauen des

Volkes aber, die hier nicht so scharfsinnig sind,

werden diese Einrichtung nicht immer so leicht

begreifen.
V.

Das Inkraftreten der neuesten Verordnung
ist so geregelt, daß sie rückwirkende Kraft hat.

Die Ergänzungen zum Notgesetz vom 4. August
1914 (Wiederbeitritt der Pflichtmitglieder usw.)
treten mit diesem Tage, die zur Reichswochen¬

hilfe mit dem 3. Dezember 1914 in Kraft. Das

Außerkrafttreten der Fürsorge bestimmt der

Bundesrat.

Man muß sagen, daß die ganzen neuen Ein¬

richtungen (Einwirkungen des Krieges auf die

Durchführung der Versicherung, Reichswochen¬

hilfe) äußerst kompliziert geregelt sind. Nicht nur

die Versicherten und beteiligten Wöchnerinnen

verstehen so manches der Verordnungen nicht —

es geht häufig den kleinen Kassen und Behörden

nicht besser. Namentlich die Rechtsauskunfts¬

stellen und Arbeitersekretariate können einen

Vers davon singen, wie sie mit Anfragen über

die neueste Regelung dieser Dinge bestürmt

werden. Zum Teil liegt diese Unklarheit der

Anordnungen in der Materie, zum Teil auch in

einer gewissen Zaghaftigkeit der Regierung. Hof¬

fentlich tragen diese Zeilen dazu bei, so gut es

geht, einige Streitpunkte zu klären.

Die Konferenz der Ortskrankenkassen in Berlin.

Der Hauptverband der deutschen Ortskranken-

kassen veranstaltete am 8. Februar 1915 in Berlin

eine Konferenz der Allgemeinen Ortskranken¬

kassen. Die Notwendigkeit hierfür ergab sich aus

der von verschiedenen Seiten angeregten Wieder¬

einführungderhausgewerhlichen Krankenversiche¬

rung, die durch die Notgesetzgebung vom Reichs¬

tage am 4. August 1914 aufgehoben worden war.

Hatte doch seitdem schon eine ganze Anzahl von

Kassen von der nach § 3 des Gesetzes, betreffend

Sicherung der Leistungsfähigkeit der Kranken¬

kassen, gegebenen Möglichkeit Gebrauch gemacht.
Eine Reihe weiterer Kassen war entschlossen, dem

gegebenen Beispiel zu folgen. Diese Entwicklung
fana ihre Förderung auch durch den Erlaß des

preußischen Handelsministers vom 21. Dezember.

Hierbei kommt in Betracht, der späteren Durch¬

führung der hausgewerblichen Krankenversiche¬

rungaufGrund verbesserterVorschriften derReichs-

versicherungsordnung die Wege zu ebnen. Das

kann nur geschehen durch möglichst gleichmäßige
Vorschriften, die natürlich den nötigen Spielraum
offen lassen müssen für eine Anpassung an be¬

sondere örtliche Verhältnisse.

So erschien die Abhaltung einer Konferenz

der Allgemeinen Ortskrankenkassen zur Beratung

und Schaffung eines Musterstatuts als brauch¬

bare Grundlage für die örtliche Regelung zweck¬

mäßig.
Die Konferenz war denn auch sehr gut besucht.

Vertreten waren 217 Ortskrankenkassen (eine
Anzahl Vertreter hatten Mandate für mehrere

Kassen), und zwar durch 54 Arbeitgeber, 51 Arbeit¬

nehmer und 77 Angestellte. Die vertretenen

Kassen haben zusammen 3 Millionen Mitglieder.
Der Vorstand des Hauptverbandes hatte auch zur

Teilnahme an der Konferenz u. a. das Reichsamt

des Innern, das preußische Handelsministerium,

das Reichsversicherungsamt, das Oberversiche¬

rungsamt Groß-Berlin, die Versicherungsämter
von Berlin und den Vororten sowie eine Reihe

von Arbeiterorganisationen, die an den zu ver¬

handelnden Fragen besonders interessiert sind,

eingeladen.
Außer der Frage der statutarischen Regelung

der hausgewerblichen Krankenversicherung, für die

der Geschäftsführer Herr Helmut Lehmann Bericht¬

erstalter war, beschäftigte sich die Konferenz im

Anschluß daran zugleich noch mit zwei anderen

wichtigen Fragen, nämlich mit der Bundesrats-

Verordnung zur Ausführung des § 518 RVO. und

mit der Schädigung der Ortskrankenkassen durch
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die Befreiung von der Versicherungspflicht nach

§ 171 RVO.

Die Konferenz wurde vom Vorsitzenden des

Hauptverbandes, Herrn Fräßdorf, eröffnet. Herr

Fräßdorf führte dabei u. a. aus:

„Besondere Verhältnisse haben uns veranlaßt,
diese Besprechung zu veranstalten. Vor allem

ist es notwendig, daß die Krankenversicherung
für die Hausgewerbtreibenden wieder eingeführt
wird. Jetzt, wo unsere Krieger im schweren

Kampf im Felde stehen, halten wir es für unsere

Pflicht, im Innern des Landes die Wunden zu

heilen, die den Ärmsten der Armen durch die

sozialen Verhältnisse geschlagen werden. Durch

das Notgesetz vom 4. August 1914 ist die Kranken¬

versicherung der Hausgewerbtreibenden aufge¬
hoben. Wir wollen sie auf anderem Wege wieder

einführen. Nach dem Erlaß des Notgesetzes haben

wir teilweise die Aufhebung der Versicherung
der Hausgewerbtreibenden begrüßt, weil wir be¬

fürchten mußten, daß ihre Beibehaltung die Orts¬

krankenkassen schwer belasten würden. Heute

können wir sehen, daß diese Befürchtungen —

wenigstens bis jetzt — nicht zutreffen. Die

Arbeits- und GesundheitsVerhältnisse sind besser,
als man annehmen konnte. Wir wollen jetzt
auf dem Wege der örtlichen oder bezirklichen

Einführung die Versicherung der Hausgewerb¬
treibenden regeln.

Noch zwei andere Fragen werden uns be¬

schäftigen: Die Schädigung der Ortskrankenkassen
durch die Befreiung von der Versicherungspflicht
nach § 171 RVO. und die Bundesratsverordnung
zur Ausführung des § 518 RVO. — Wir wollen hier

keine Änderung der Gesetzgebung beantragen. Es

kann sich nur darum handeln, daß gewisse Ver¬

ordnungen erlassen bezw. aufgehoben werden.44

Hierauf trat die Konferenz in die Tagesord¬
nung ein.

über die statutarische Regelung der hausgewerblichen
Krankenversicherung

referierte der Geschäftsführer des HauptVerbandes»
Herr H. Lehmann-Dresden. Er verwies darauf, daß

die Krankenkassen während des Krieges ihre Auf¬

gaben erfüllt haben, und daß die Zahl der frei¬

willig versicherten Mitglieder in 356 Kranken¬

kassen vom 31. Juli bis 31 Oktober 1914 von 306000

auf 396000 gestiegen sei, unter denen sich 68000

Kriegsteilnehmer befänden. Hieraus sei zu er¬

sehen, welche Leistungen die Krankenkassen nach

dem Kriege zu erwarten haben. Mit Rücksicht

hierauf sei Vorsicht geboten; man dürfe nicht zu

früh die Beiträge ermäßigen und die Leistungen
erhöhen. Doch es sei die finanzielle Möglichkeit
vorhanden, die Versicherung der Hausgewerb¬
treibenden wieder einzuführen. Über die Not¬

wendigkeit derselben bestehe kein Zweifel. 121 Be¬
zirke haben ja auch die Versicherung der Haus¬

gewerbtreibenden aufrecht erhalten oder wieder

eingeführt. Uns ist von maßgebender Stelle ver¬

sichert worden — sagte der Redner —, daß man

die Versicherung der Hausgewerbtreibenden, wenn
sie jetzt örtlich eingeführt wird, nach dem Kriege
bestehen lassen wird. Weiter führte der Referent

aus, daß es viele Möglichkeiten gebe, um die

hausgewerbliche Krankenversicherung wieder ein¬

zuführen. Er empfahl namens des Vorstandes
des Hauptverbandes die Einführung durch Statut

der betreffenden Kassen, das weder ein Teil der

Kassensatzungen, noch ein Ortsstatut im Sinne
der Städteordnung sei. Ferner machte der Redner

längere Ausführungen über die Art, wie sein

Vorschlag im einzelnen durchzuführen sei, wobei

er noch hervorhob, daß die Generalkommission
der Gewerkschaften das in der Allgemeinen Orts¬
krankenkasse Berlin bezw. in Groß-Berlin in Kraft

getretene Statut als brauchbare Grundlage ansehen

zur Schaffung einer hausgewerblichen Kranken¬

versicherung auch an anderen Orten.
Ober die Einzelheiten traten in der Diskusion

Meinungsverschiedenheiten zutage.
Insbesondere wurde von Herrn Julias Cohn,

Geschäftsführerder AllgemeinenOrtskrankenkasse
in Berlin, mit Recht darauf verwiesen, daß die
auf Grund des Musterstatuts vorgesehene Wieder¬

einführung der Listen dem Unternehmertum die

hausgewerbliche Krankenversicherung verekeln
dürfte. Ebenso befürchtet er, daß der vom

Zwischenmeister dem Unternehmer zu gebende
Einblick in die Lohnverhältnisse, wie ihn das

Musterstatut des Hauptverbandes vorsieht, nur

Anlaß zu Lohndrückerei und weiterer Verelendung
der hausgewerblich Beschäftigten bieten wird.
Das im Musterstatut vorgesehene System der

Entrichtung der Beiträge und Zuschüsse scheine
ihm noch komplizierter, als wie in der RVO. vor¬

gesehen. Nach alledem empfehle es sich, daß die
Konferenz sich nicht festlege auf das vorgelegte
Musterstatut und daß den einzelnen Orten mehr

freie Hand gelassen werde. Dem wurde von

verschiedenen Seiten zugestimmt und die vor¬

gelegte Entschließung dementsprechend geändert.
Festzuhalten ist, daß sich bis auf eine Ausnahme
alle Redner und Rednerinnen für die Wieder¬

einführung der bausgewerblichen Krankenver¬

sicherung aussprachen. Nur ein Arbeitgeber, Herr

Uhlich-Dresden, wollte die Frage bis nach dem

Kriege vertagt wissen, er fand damit aber keine

Zustimmung.
Die gegen wenige Stimmen angenommene

Entschließung, die dem vom Referenten vertretenen

Vorschlage des Hauptverbandes im wesentlichen

entspricht, hat folgenden Wortlaut:

„Die am 8. Februar 1915 in Berlin tagende
Konferenz von Vertretern Allgemeiner Orts¬
krankenkassen aus allen Teilen des Reichs
erklärt:

Die deutsche Krankenversicherung erweist
sich auch während des Krieges als Förderer
und Erhalter der Volksgesundheit; ihre Aus¬

dehnung auf alle wirtschaftlich Schwachen
und deren Angehörige ist im Interesse des
Reiches geboten. Die Krankenkassen sind bis¬
her infolge des Krieges nicht in der befürchteten
Weise in Anspruch genommen worden. Die

Wiedereinführung der hausgewerblichen Kran¬

kenversicherung gemäß § 3 des Notgesetzes
vom 4. August 1914 erscheint daher unbedenk¬

lich, wenn Beiträge und Leistungen so bemessen

sind, daß die Versicherung sich selbst trägt.
Die statutarische Regelung ermöglicht eine An¬

passung an die örtlichen Verhältnisse. Sie muß
aber so gestaltet werden, daß ihre Grundlagen
von der späteren reichsrechtlichen Neugestaltung
übernommen werden können. Das Statut ist in

möglichst allen Bezirken mit Hausindustrie ein¬
zuführen. Das Statut ist weder ein Bestandteil
der Kassensatzung, noch ein Ortsstatut im Sinne
der Städteordnung. Es wird auf gemeinsamen
Antrag des Gemeindeverbandes und des Kassen¬
vorstandes durch das Oberversicherungsamt ge¬
nehmigt. Das Statut kann die Versicherung
abweichend von den Vorschriften der Reichs¬

versicherungsordnung regeln und sollte folgende
Grundsätze als Mindesteinrichtungen beachten:

1. Versicherung aller in hausgewerblichen
Betriebsstätten Beschäftigten, allenfalls ein-
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schließlich der mithelfenden Hausgenossen, mit

Ausnahme der der allgemeinen Versicherung

unterliegenden Werkstattarbeiter.

2. Beschränkung auf die Regelleistungen
und für mithelfende Familienangehörige auf

Krankenpflege. Abstufung des Grundlohns

nicht nach dem Ortslohn, sondern nach dem

Entgelt. Überversicherung ist zu vermeiden.

3. Meldepflichtig ist der unmittelbare Ar¬

beitgeber.
4. Die Mittel werden durch Beiträge der

Auftraggeber und Versicherten aufgebracht.
Die Konferenz empfiehlt den beteiligten

Krankenkassen, alsbald mit den entsprechenden
Anträgen an den zuständigen Gemeindeverband

heranzutreten.

DieOberversicherungsämterwerden gebeten,
möglichst schnell auf Regelung der hausgewerb¬
lichen Versicherung hinzuwirken."

Bekanntlich verpflichtet diese Verordnung die

Ortskassen, von dem Beitragsdrittel der Ersatz¬

kassenmitglieder, welches die Arbeitgeber nach

§ 518 an die zuständige Ortskasse abzuführen

haben, die letzten vier Fünftel an die betreffende

Ersatzkasse zu zahlen.

Der Referent, Herr Krankenkassendirektor

Artf/izW-Dresden, führte aus, diese Bestimmung
verursache den Ortskassen viel Arbeit und große
Opfer. Das ihnen übrig bleibende Fünftel des

Beitrages decke nicht die Verwaltungskosten; die

Allgemeine Ortskrankenkasse Dresden werde so¬

gar eine Million Mark zusetzen müssen, wenn die

Verordnung in Kraft bleibt. Dasselbe Verhältnis

werde bei allen großen Ortskassen herrschen.

Der Referent forderte die sofortige Aufhebung
der genannten Bundesratverordnung.

Die Versammlung stimmte dem ohne Wider¬

spruch zu.

Der letzte Punkt der Tagesordnung lautete:

Die SthadkjMnq dar Ortskranktnkassan durch die Btfrtiung
von der Vtrslcherungspflldit nadi | 171 RVO.

Der Referent, Herr Reichstagsabgeordneter
Bauer-Berlin,führte hierzu aus: „Während nachdem
frühern Krankenversicherungsgesetz die Befreiung
von der Versicherungspflicht unter gewissen Vor¬

aussetzungen nur auf Antrag des einzelnen Ver¬

sicherungspflichtigen möglich war, genügt nach

§ 171 RVO. ein Antrag des betreffenden Arbeit-

Sebers, um von ihm beschäftigte Versicherte von

er Versicherungspflicht zu befreien, falls er die

an anderer Stelle des Gesetzes vorgesehenen
Leistungen in Krankheitsfällen erfüllt. Das preu¬
ßische Handelsministerium genehmigt derartige
Anträge mit großer Bereitwilligkeit. Es hat bis

Ende vorigen Jahres 132 Betriebe von der Ver¬

sicherungspflicht befreit. Darunter sind eine An¬

zahl großer Unternehmungen mit glänzenden Ge¬

schäftsergebnissen, wie die Versicherungsgesell¬
schaft „Viktoria", die Deutsche Bank und andere.

Daß man für Arbeiter die Befreiung von der Ver¬

sicherungspflicht beantragt, wird nicht oft vor¬

kommen. Es handelt sich fast immer nur um

Privatangestellte. Da sie meist den höheren Lohn¬

klassen angehören, der Krankheitsgefahr auch

weniger ausgesetzt sind als die Arbeiter, so ent¬

gehen den Ortskrankenkassen durch die Befrei¬

ung dieser Versicherten gerade die günstigen
Risiken. Es ist unverantwortlich, daß große
Unternehmungen, die bei der Befreiung besser

wegkommen, als wenn sie die Krankenkassen¬

beiträge bezahlen, von der Versicherungspflicht
befreit werden. Doppelt unverantwortlich ist das,
wenn man bedenkt, daß die Ortskrankenkassen

nach dem Kriege eine ungeheure Belastung er¬

fahren werden."

In Obereinstimmung mit dem Referenten be¬

auftragte die Konferenz den Vorstand des Haupt¬
verbandes Deutscher Ortskrankenkassen, bei den

obersten Verwaltungsbehörden eine Änderung der

jetzigen, die Ortskrankenkassen schwer schädi¬

gende Anwendung des § 171 RVO. nachzusuchen

in dem Sinne, daß Befreiungen von der Ver¬

sicherungspflicht in Zukunft nicht mehr genehmigt
und die jetzt bestehenden Befreiungen aufgehoben
werden.

Damit war die Tagesordnung erschöpft. Die

Konferenz wird ihre Wirkung nicht verfehlen und

die Kassen veranlassen, wo irgend möglich, die

Wiedereinführung der hausgewerblichen Kranken¬

versicherung vorzunehmen.

Auch die Behörden dürften aus den vorge¬
brachten Klagen den Schluß ziehen, daß es not¬

wendig ist, in eine Revision der Bestimmungen
der §§ 518 und 171 RVO. einzutreten. Gerade nach

Beendigung des Kriegeswerden die Krankenkassen

infolge der dauernden Schädigungen der Kriegs¬
teilnehmer eine hohe Belastung erfahren, so hoch,
daß hierdurch die Existenz der Kassen in Frage

gestellt
werden kann und sich unter Umständen

ie Notwendigkeit einer Reicbshilfe für die

Krankenkassen ergeben könnte. Unter solchen

Verhältnissen muß mit der Praxis, gerade die

günstigsten Risiken den Krankenkassen zu ent¬

ziehen, endgültig gebrochen werden, wird doch

dadurch erst recht die Leistungsfähigkeit der

Kassen herabgedrückt und die Durchführung der

Einheitlichkeit der Leistungen der Sozial- und

insbesondere der Krankenversicherung unmöglich
gemacht.

Verwaltung.
Verordnung des Bundesrats Aber Kranken-

Versicherung und Wochenhilfe wihrend des

Krieges. Vom 28. Januar 1915. (RGBl. S. 49.)

I.

§ 1. Die Vorschrift des § 3 des Gesetzes, be¬

treffend Erhaltung von Anwartschaften aus der

Krankenversicherung, vom 4. August 1914 (RGBl.
S. 334) gilt auch für diejenigen, welche zur Zeit

ihres Eintritts in Kriegs-, Sanitäts- oder ähnliche

Dienste für das Reich oder die Österreich-ungarische
Monarchie zwar gemäß § 313 RVO. zur Weiter¬

versicherung berechtigt waren, von dieser Be¬

rechtigung aber keinen Gebrauch gemacht haben.

Die Kasse kann die im Abs. 1 bezeichneten

Personen, wenn sie sich zum Beitritt melden,

ärztlich untersuchen lassen. Eine Erkrankung
die beimWiedereintritt in die Krankenversicherung
bereits besteht, begründet für diese Krankheit

keinen Anspruch auf Kassenleistung.

§ 2. Als Hausgewerbtreibende im Sinne der

statutarischen Bestimmungen, die auf Grund des

§ 3 des Gesetzes,betreffend Sicherung derLeistungs-
fähigkeit der Krankenkassen, vom 4 August 1914

(RGBl. S. 337) erlassen worden sind oder noch er¬

lassen werden, gelten auch diejenigen, welche in

gleicher Weise wie Gewerbtreibende (§ 162 RVO.),
aber mit der Maßgabe tätig sind, daß sie nicht

für andere Gewerbtreibende, sondern im Auftrag
und für Rechnung des Reichs, eines Bundesstaats,
eines GemeindeVerbandes, einer Gemeinde, anderer
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öffentlicher Verbände oder öffentlicher Körper¬
schaften oder von Wohltätigkeitsveranstaltungen,
wie vom Roten Kreuz, vom Vaterländischen Frauen¬

vereins und dergleichen, arbeiten.

§ 3. Während der Geltung des Gesetzes, be¬

treffend Sicherung der Leistungsfähigkeit der

Krankenkassen, vom 4. August 1914 (RGBl. S. 337)
wird für bestehende Krankenkassen die Gleich¬

wertigkeit der Leistungen (§§ 259 ff. RVO.) nicht

festgestellt.

§ 4. Auf Wochenhilfe gemäß §§ 1, 3 der Be¬

kanntmachung vom 3. Dezember 1914 (RGBl. S.492)
haben während der weiteren Dauer des gegen¬

wärtigen Krieges auch Wöchnerinnen Anspruch,
deren Ehemänner

1) zu der gegen Entgelt beschäftigten, aber

nach § 165 Abs. 1 Nr. 7 RVO. nicht gegen
Krankheit versicherten Schiffsbesatzung
deutscher Seefahrzeuge gehören oder

bis zum Tage des Kriegsausbruchs oder

darüber hinaus gehört haben,
2) als regelmäßigen Jahresarbeitsverdienst

an Entgelt nicht mehr als zweitausend¬

fünfhundert Mark beziehen und

3) der Voraussetzung des § 1 der bezeich¬

neten Bekanntmachung entsprechen.

§ 5. Der Antrag auf Gewährung dieser Wochen¬

hilfe ist zu richten:

sofern die Wöchnerin selbst bei einer Orts-,
Land-, Betriebs-, Innungs-, knappschaft¬
lichen Krankenkasse oder Ersatzkasse

versichert is, an diese,
in allen anderen Fällen an die allgemeine

Ortskrankenkasse oder, wo eine solche

nicht besteht, an die Landkrankenkasse,
zu deren Bezirk der Wohnort der Wöch¬

nerin gehört.
Diese Kasse gibt den Antrag mit einer gut¬

achtlichen Äußerung unverzüglich an den Vor¬

stand der See-Berufsgenossenschaft in Hamburg
weiter, der die Leistung der Wochenhilfe obliegt.
Dieser Vorstand kann gegen eine Vergütung von

zwei Mark für jeden einzelnen Fall der Wochen¬

hilfe die Kasse mit Auszahlung der Wochenhilfe

und mit Durchführung der dafür sonst nötigen
Maßnahmen beauftragen.

Gewährt die beauftragte eigene-Krankenkasse
der Wöchnerin nach der Satzung ihren weiblichen

Mitgliedern freie Behandlung durch Hebamme

und Arzt sowie die erforderliche Arznei bei der

Niederkunft oder bei Schwangerschaftsbeschwer¬
den, so bewendet es bei dieser Art der Leistung
statt der baren Beihilfe nach § 3 Nr. 1 und 3 der

Bekanntmachung vom 3. Dezember 1914. Der

Kassenvorstand hat den Vorstand der See-Berufs¬

genossenschaft alsbald bei Weitergabe des An¬

trags entsprechend zu benachrichtigen. Im übrigen
ist die Wochenhilfe bar zu leisten.

Die Bestimmungen der §§ 5 bis 7 der Be¬

kanntmachung vom 3. Dezember 1914 gelten ent¬

sprechend. Die verauslagten Beträge sind stets

dem Versicherungsamte aer Kasse (Abs. 1) nach¬

zuweisen. Bei Beanstandung ist die See-Berufs-

jjenossenschaft am Verfahren zu beteiligen.
§ 6. Wöchnerinnen, die selbst zu der gegen

Entgelt beschäftigten, aber nach § 165 Abs. 1 Nr. 7

RVO. nicht gegen Krankheit versicherten Schiffs¬

besatzung deutscher Seefahrzeuge gehören oder bis

zum Tage des Kriegsausbruchs oder darüber hin¬

aus gehört haben, hat die See-Berufsgenossen¬
schaft die im § 3 der Bekanntmachung vom 3. De¬

zember 1914 bezeichnete Wochenhilfe aus eigenen

Mitteln zu gewähren, wenn sie darauf keinen An¬

spruch nach § 4 dieser Verordnung haben. § 7

der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1914 gilt
entsprechend.

III.

§ 7. Die Zeit einer Befreiung von der Ver¬

sicherung auf Grund der §§ 418, 435 RVO. gilt

der Zeit des Versichertseins im Sinne des 1 1

Nr. 2 und des § 8 der Bekanntmachung vom 3. De¬

zember 1914 gleich. •

Für die Leistung der Wochenhilfe gilt § 2

der im Abs. 1 bezeichneten Bekanntmachung mit

der Maßgabe, daß, wenn der Ehemann der Wöch¬

nerin zuletzt auf Grund der §§ 418, 435 RVO.

von der Versicherung befreit war und die Wöch¬

nerin selbst keiner Kasse angehört, die Wochen¬

hilfe durch diejenige Kasse zu leisten ist, welcher
der Ehemann ohne die Befreiung hätte angehören
müssen.

Ist auch die Wöchnerin selbst auf Grund des

§ 418 oder des § 435 RVO. befreit, so hat der

Arbeitgeber der Kasse das Wochengeld zu er¬

statten, das er nach der Reichsversicherungsord¬
nung zu zahlen haben würde.

§ 8. Wöchnerinnen, die selbst auf Grund des

§ 418 oder des § 435 RVO. von der Versicherung
befreit sind und Anspruch auf Wochenhilfe nach

§§ 195, 419 Abs. 2, § 435 RVO., nicht aber nach

§ 1 der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1914

haben, hat ihr Arbeitgeber wahrend der weiteren

Dauer des gegenwärtigen Krieges die im § 3

Nr. 1, 3 und 4 der Bekanntmachung vom 3. De¬

zember 1914 bezeichneten Leistungen aus eigenen
Mitteln zu gewähren. § 422 RVO. gilt ent¬

sprechend.
IV.

§ 9. Die Vorschrift des § 197 RVO. über die

Erstattung von Wochengeld gilt auch für alle

übrigen Leistungen an Wochenhilfe, welche die

Kassen und Arbeitgeber auf Grund dieser Be¬

kanntmachung sowie der Bekanntmachung vom

3. Dezember 1914 aus eigenen Mitteln zu leisten

haben.

§ 10. Wöchnerinnen der im § 1 der Bekannt¬

machung vom 3. Dezember 1914 sowie in §§ 4, 7

dieser Bekanntmachung bezeichneten Art, die vor

dem Eintritt ihrer Ehemänner in die Kriegs-,
Sanitäts- und ähnlichen Dienste entbunden worden

sind, erhalten vom Tage dieses Eintritts ab das

Wochengeld auf 8 und das Stillgeld auf 12Wochen,
jedoch in beiden Fällen abzüglich der zwischen

dem Tage der Niederkunft und dem Tage des

Eintritts liegenden Zeit.

§ 11. Diese Vorschriften treten mit ihrer

Verkündung in Kraft, und zwar die des § 1 mit

Wirkung vom 4. August 1914, die der §§ 4 bis 10

mit Wirkung vom 3. Dezember 1914 ab.

Der Bundesrat behält sich vor, den Zeitpunkt
des Außerkrafttretens der vorstehenden Vor¬

schriften zu bestimmen.

Leitsätze des Reidisversicherunflsamts Aber

die berufsgenossensdiaftliche Zugehörigkeit von
Detailhandelsgesdilften vom 2. April 1914. Die

berufsgenossenschaftliche Zugehörigkeit von De¬

tailhandelsgeschäften ist in der letzten Zeit

zwischen den beteiligten Genossenschaften viel¬

fach streitig geworden. Das Reichsversicherungs¬
amt hat vorbehaltlich der instanzlichen Entschei¬

dung folgende Leitsätze aufgestellt:
1. Detailhandelsgeschäfte (Verkaufsstellen,

Ladengeschäfte usw.) zum Zwecke des Absatzes

der Erzeugnisse versicherungspflichtiger Her¬

stellungsbetriebe folgen, wenn sie Teile oder
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Nebenbetriebe der Herstellungsbetriebe sind,

deren Versicherungspflicht und berufsgenossen¬
schaftlichen Zugehörigkeit.

2. Sind solche Geschäfte selbständige Betriebe,

so gehören sie zur Detailhandels-Berufsgenossen-
schaft, wenn die Voraussetzungen des § 537 Abs. 1

Ziffer 11 der Reichsversicherungsordnung und der

Bekanntmachung des Reichsversicherungsamts
vom 15. Januar 1912 („Amtliche Nachrichten des

Reichsversicherungsamts44 1912 Seite 504) gegeben
sind.

Das gleiche gilt von Ladengeschäften nicht

versicherungspflichtiger Herstellungsbetriebe.
3. Besitzt ein Unternehmer an einem Ort oder

an verschiedenen Orten eines Bezirks, sei er auch

von der Größe ungefähr einer Provinz, mehrere

Ladengeschäfte, so kann ein einheitlicher Betrieb

angenommen werden, wenn zwischen den ein¬

zelnen Geschäften bei der Behandlung und Hand¬

habung der Ware ein wirtschaftlicher und betriebs¬

technischer Zusammenhang besteht. Dieser Zu¬

sammenhang wird bis zum Beweise des Gegen¬
teils vermutet.

4. Die berufsgenossenschaftliche Zugehörig¬
keit der Fabrikbetriebe von Produktivgenossen¬
schaften bestimmt sich nach den Gewerbszweigen,
denen die Betriebe zuzurechnen sind.

5. Konsumvereine sind in der Regel Detail¬

handelsgeschäfte und gehören dann zur Detail¬

handels- Berufsgenossenschaft.
6. Lagerungs- und Fuhrwerksbetriebe von

Fabriken und deren selbständigen Verkaufsge¬
schäften folgen der Versicherungspflicht und be¬

rufsgenossenschaftlichen Zugehörigkeit desjenigen
Geschäftszweigs, von dem sie Teil- oder Neben¬

betrieb sind.

7. Werden Fuhrwerke, die durch elementare

oder tierische Kraft bewegt werden, für nicht

versicherungspflichtige Herstellungsbetriebe oder

für nicht versicherungspflichtigeVerkaufsgeschäfte
gehalten, so gehören sie zur Versicherungsge¬
nossenschaft der Privatfahrzeug- und Reittier-

besitzen

8. Gast- und Schankwirtschaften gehören, in¬

sofern sie nach § 537 Abs. 1 Nr. 11 der Reichs¬

versicherungsordnung versicherungspflichtig sind,
zur Detailhandels-Berufsgenossenschaft. Als Be¬

handlung und Handhabung der Ware gelten in

diesen Betrieben die Arbeiten ab Lager der für

den Umsatz im Betriebe bestimmten Ware im

Keller oder in den sonstigen Vorratsräumen und

die Instandhaltung (Reinigung, Aufräumung usw.)
dieser Räume, das HeranschalTen der Ware zum

Schanktische, das Anstechen der Fässer und das

Fortbringen der leeren Lagerungsgefäße, dagegen
nicht die mit der unversicherten Bewirtung der

Gäste unmittelbar zusammenhängende Tätigkeit.
Diese beginnt mit dem Einschänken der Getränke

und umfaßt insbesondere die sonstige Tätigkeit
am Schanktische bei der Obergabe der Ware an

das Bedienungspersonal und die Bedienung der

Gäste selbst; dahin gehört auch das Reinigen der

Gläser, des Schanktisches und der Gasträume.

9. Bei Berechnung der Arbeitstage der unter

Ziffer 2 erwähnten Bekanntmachung des Reichs¬

versicherungsamts bleiben die Arbeitstage des

Ehegatten der Unternehmer außer Ansatz.

Regelung der WeiterVersicherung der Kriegs¬
teilnehmer in Strasburg i. E. Auf Grund einer

Abmachung mit der Stadtverwaltung und der

Landesversicherungsanstalt hat die Allgemeine
Ortskrankenkasse in Straßburg i. E. die Weiter¬

versicherung der Kriegsteilnehmer übernommen,

die zuletzt bei der Kasse versichert waren, und

für die bei Ausbruch des Krieges die Mitglied¬
schaft durch Weiterversicherung nicht aufrecht

erhalten wurde. Die Kriegsteilnehmer können

ab 1. Januar 1915 wieder als Mitglieder geführt
werden, sofern deren Angehörige oder sonstige
Beauftragte innerhalb einer Frist von 3 Wochen,
vom Tage einer Bekanntmachung vom 5. Januar

1915 ab, dies bei der Kasse beantragen. Es wird

durch diese Weiterversicherung ein Wiederauf¬

leben der vollen Unterstützungsansprüche auf

Grund der bisherigen Mitgliedszeit erworben,
speziell auch ohne weiteres die Ansprüche auf

Familienbehandlung durch die Kassenärzte. Vor

der Anmeldung eingetretene Unterstützungsfälle
bedingen keinen Anspruch an die Kasse.

Die Beiträge solcher Versicherter werden, so¬

weit sie im Gemeindebezirk Straßburg wohnen,
verheiratet sind oder Familienangehörige vor¬

wiegend zu erhalten haben, von der Stadt Straß¬

burg nach der niedrigsten Beitragsklasse über¬

nommen, soweit sie nicht von der Familie selbst

oder von anderer Seite bezahlt werden können

bezw. bezahlt werden. Mitglieder, welche bereits

von anderer Seite weiter versichert waren, kommen

hierbei nicht in Betracht.

Die Meldeformulare sind von den sich Mel¬

denden auszufüllen und sodann beim Militärbureau

des Bürgermeisteramts persönlich vorzulegen, von
welchem als Bestätigung der erfolgten Weiter¬

versicherung der Abschnitt der Meldung abge¬
stempelt zurückgegeben wird.

Die Weiterversicherung dieser Art ist auch

sonstigen, zuletzt bei der Kasse versicherten

Kriegsteilnehmern, bei welchen die vorstehenden

Vorbedingungen hinsichtlich der Übernahme der

Beiträge durch die Stadt nicht gegeben sind, auf

eigene Rechnung in der niedrigsten Beitragsklasse
gestattet. Bei solchen außerhalb des Gemeinde¬

bezirks Straßburg wohnenden Versicherten, für

welche die Beiträge weder von der Familie

noch von anderer Seite bezahlt werden können

oder bezahlt werden, übernimmt die Landesver¬

sicherungsanstalt die Leistung eines Anteiles in

dem Umfange, wie sie ihn gegenüber der Stadt

Straßburg bei den von dieser übernommenen Bei¬

trägen gewährt. In den Fällen dieser Art sind

bei den Meldungen an den Kassenschaltern gleich
die erforderlichen Nachweise bezüglich der Kriegs¬
teilnehmerschaft und der etwaigen Bedürftigkeit
zur Übernahme eines Beitragsanteils der Landes¬

versicherungsanstalt beizubringen.
Wie uns noch mitgeteilt wurde, ist der An¬

fang der Übernahme des Beitragsanteiles der

Landesversicherungsanstalt leider noch nicht be¬
stimmt festgelegt.

Wi. Die formelle Seite der Naditräge zu

Krankenkassensatzungen. Jede Satzungsände¬
rung ist gemäß § 345 Abs. II Ziffer 6 RVO. dem

Ausschusse der Krankenkasse vorbehalten. Jede

Einberufung des Ausschusses ist aber mit Zeit-

und Kostenaufwand verbunden und es ist deshalb

immer bedauerlich, wenn Nachträgen zu Kranken¬

kassensatzungen,aie inhaltlich nicht zu beanstanden

gewesen wären, deshalb die Genehmigung ver¬

sagt werden muß, weil in formeller Beziehung
Gesetz und Satzung nicht beachtet worden sind.

Die Kassen werden in solchen Fällen vor die

Notwendigkeit gestellt, eine neue Ausschußsitzung
einzuberufen und Kosten zu tragen, die häufig in

keinem Verhältnisse zu der an sich geringfügigen
Angelegenheit, die einer Änderung durch Nach¬

trag bedarf, steht. Für Satzungsnachträge sind
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daher zur Vermeidung von Weitläufigkeiten und

l'ngelegenheiten stets folgende Punkte zu be¬

achten:

1. Es ist unbedingt die in der Satzung vor¬

gesehene Frist zur Einladung des Ausschusses

einzuhalten — daß dies geschehen ist, ist durch

entsprechende Belage aktenkundig zu machen.

2. Der Ausschuß bei Orts-, Land- und Innungs¬
krankenkassen muß einen besonderenVorsitzenden

haben. Der Vorsitzende des Vorstandes kann nicht

gleichzeitig Vorsitzender des Ausschusses sein.

Auch kann ihm nicht durch die Kassensatzung
die Leitung der Verhandlungen des Ausschusses

übertragen werden. (Grundsätzliche Entscheidung
des Reichsversicherungsamts vom 18. Oktober 1913,

Amtl. Nachr. 1913, S. 834.) Bei Betriebskranken¬

kassen hingegen führt der Arbeitgeber oder sein

Vertreter den Vorsitz im Ausschuß.

3. Es ist stets die Beschlußfähigkeit des Aus¬

schusses festzustellen. Wann der Ausschuß be¬

schlußfähig ist, ergibt sich aus der Satzung.
4. DerVorsitzende hat zu seiner.Unterstützung

je einen Arbeitgeber- und einen Versicherten¬

vertreter als Beisitzer zu berufen und einen

Schriftführer zu ernennen.

5. Angelegenheiten, die bei Berufung des

Ausschusses nicht auf der Tagesordnung ge¬

standen haben, dürfen nur unter den in der

Satzung angegebenen Bedingungen zur Ver¬

handlung und Beschlußfassung zugelassen werden.

6. Es ist darauf zu achten, daß getrennte Ab¬

stimmung der Vertreter der Arbeitgeber und Ver¬

sicherten bei denjenigen Angelegenheiten erfolgt,
bei denen Gesetz oder Satzung übereinstimmende

Beschlüsse der Vertreter der Arbeitgeber und der

Versicherten verlangt. Bei Satzungsänderungen

fenügt
ungetrennte Abstimmung, wenn sie nach

326 RVO. angeordnet sind oder wenn sie die

Kassenleistungen und Beiträge betreffen und nicht

§§ 388 oder 389 RVO. (Erhöhung der Beiträge
über 41/* Proz.) entgegensteht. Satzungsnachträge,
die nur durch einfache Stimmenmehrheit der

Arbeitgeber- und Arbeitnehmergruppe zustande

tekommen sind, während nach Gesetz oder

atzung getrennte Abstimmung erforderlich war,

sind unter allen Umständen ungültig. Der Ge¬

setzgeber hat nicht ohne bestimmte Gründe für

viele Angelegenheiten getrennte Abstimmung und

mithin übereinstimmende Beschlüsse der Arbeit¬

geber und Versicherten vorgeschrieben.

Ober die Verhandlung des Ausschusses ist

eine Niederschrift aufzunehmen, die folgende An¬

gaben enthalten muß:

1. Ort und Datum der Verhandlung;
2. Name des Ausschußvorsitzenden, der Beisitzer

und des Schriftführers;
3. die Anzahl der erschienenen Vertreter;
4. bei Angelegenheiten, die nicht auf der Tages¬

ordnung gestanden haben, die Feststellung,
daß kein Widerspruch im Sinne der Satzung
erfolgt ist;

5. die Wiedergabe der Beschlüsse;
6. bei Angelegenheiten, die getrennte Abstimmung

erfordern,dieFeststellung,daß diese erfolgt ist;
7. die Niederschrift muß mindestens vom Vor¬

sitzenden des Ausschusses und dem Schrift¬

führer unterzeichnet werden.

Der Satzungsnachtrag wird in dreifacher Aus¬

fertigung durch Vermittlung des Versicherungs-
amts dem Oberversicherungsamt zurGenehmigung
vorgelegt. Die Ausfertigungen brauchen lediglich
die Unterschrift des Vorsitzenden des Vorstandes

zu tragen. Die vielfach vertretene Ansicht, daß

die Ausfertigungen vom Vorsitzenden des Aus¬

schusses oder gar von sämtlichen anwesend

gewesenen Ausschußmitgliedern unterzeichnet

werden müßten, ist irrig. Für die Ausführung
der Ausschußbeschlüsse kommt allein der Vorstand

der Kasse in Betracht. Der Ausschuß verkehrt

nicht mit der Behörde. Die Ausfertigungen
der Satzungsnachträge werden zweckmäßig mit

folgenden Worten einzuleiten sein:

»Der Ausschuß hat in seiner Sitzung vom

folgende Satzungsordnung beschlossen:4*

Den Zeitpunkt des Inkrafttretens bestimmt

das Oberversicherungsamt, in der Ausfertigung
des Satzungsnachtrags darf darüber nichts ge¬

sagt werden.

Nach § 325 RVO. erhält jedes Kassenmitglied
unentgeltlich ein Druckstück des Nachtrags.

Eine Rundfrage an die Krankenkassen-

Verwaltungen ist vom Verband der Bureauange¬
steilten in den letzten Tagen versandt worden.

Es handelt sich um Angabe der Mitgliederzahl,
Zahl der beschäftigten Personen, über die Ge¬

nehmigung der Dienstordnung und etwaiges An¬

recht auf Ruhegehalt für die Angestellten.
Im Interesse der Kassen und der Angestellten

liegt eine möglichst zahlreiche und vollständige
Beantwortung der gestellten Fragen.

Rechtsprechung.
Findet auf Kriegsteilnehmer der § 214 IVO.

Anwendung, wenn der Veraicherungsfall in

Feindesland eintritt? (Vorentscheidung des Vor¬

sitzenden des Großherzoglichen Versicherungsamts
Schwerin i. M. vom 19. Januar 1915.)

Die Allgem. OKK. Schwerin i. M. hat in ihrer

Satzung die Bestimmung, daß der Anspruch
auf § 214 wegfällt, wenn sich der Erwerbslose

im Ausland aufhält. Für ein Kassenmitglied,
das infolge Einberufung zum Heeresdienst am

2. August 1914 aus der Kasse ausgeschieden und

am 6. August in Belgien gefallen ist, beanspruchte
der Vater Sterbegeld. Um die Frage, ob der

Kriegsschauplatz in Feindesland als Ausland an¬

zusehen sei, zu klären, verweigerte die Kasse

die Zahlung.
Die erhobene Klage wurde vom Vorsitzenden

des Versicherungsamts abgewiesen.

Aus den Gründen: Die Voraussetzungen des

§ 214 RVO. sind an sich gegeben, weil — der

Verstorbene wegen Erwerbslosigkeit aus der

Kasse ausgeschieden ist. Ein Anspruch ist jedoch
nicht begründet, weil die Kasse den Ausschließungs-

grund des § 214 Abs. 3 RVO. in ihre Satzung
aufgenommen hat. Es kann nicht angenommen

werden, daß das besetzte Feindesland während

der jetzigen Kriegszeit als Inland anzusehen ist,
denn das würde der Absicht des Gesetzes wider¬

sprechen. Die Vorschrift des Gesetzes ist nämlich

geschaffen, weil die Kassen im Ausland leicht

unnötige Weiterungen bei der Gewährung ihrer

Leistungen haben könnten. Diese Gefahr besteht

auch dann, wenn das Ausland von unseren Truppen
besetzt ist, da in den besetzten Gebieten Militär¬

verwaltungen — Zivil Verwaltungen nur in be¬

schränktem Maße — bestehen, auch die Ver-
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ständigung durch die Sprache erschwert wird. —

Die Anwendung des Ausscheidungsgrundes des

§ 214 Abs. 3 wird auch durch das Gesetz, be¬

treffend § 313 Abs. 1 RVO. nicht ausgeschlossen.
Denn diese Bestimmungen beziehen sich ihrem

klaren Wortlaut nach nur auf die Weiterversiche¬

rung. Won dem Wortlaut kann aber namentlich

bei Ausnahmegesetzen nur abgewichen werden,
wenn eine gegenteilige Absicht des Gesetzgebers
mit Sicherheit ermittelt werden kann. Für eine

Absicht des Gesetzgebers, das Reichsgesetz vom

4. August auch auf den § 214 auszudehnen, liegen
keine zwingenden Gründe vor, vielmehr ist es

durchaus nicht ausgeschlossen, daß man zugunsten
der Kriegsteilnehmer eine gesetzliche Ausnahme

nur für § 313 RVO. erforderlich hielt, während

man eine solche in bezug auf § 214 den Kassen¬

satzungen überlassen wollte. — Die Erwägung,
daß die Bestimmung des § 214 Abs. 3 nur für

friedliche Verhältnisse gedacht ist und in Kriegs¬
zeiten keine Anwendung finden kann, entbehrt

jeder Grundlage. Ein gewichtiger Grund spricht
vielmehr dafür, daß der Gesetzgeber in bewußter

Absicht den § 1 des Reichsgesetzes vom 4. August
nicht auf den Fall des § 214 Abs. 3 ausgedehnt
hat. Es ist etwas anderes, ob den Mitgliedern
gestattet wird, durch Beitragszahlung ohne weiteres

ihre Versicherung aufrecht zu erhalten, oder ob,
wie es bei Anwendung des Reichsgesetzes auf

den § 214 Abs. 3 geschehen würde, den Kassen

ohne Gegenleistung Leistungen auferlegt werden,
die sie bisher nicht zu tragen hatten. Letzteres

Verfahren würde im auffallenden Gegensatz zu

den sonstigen Bemühungen des Gesetzgebers
stehen, die Leistungsfähigkeit der Kassen in der

Kriegszeit durch Herabminderung ihrer Leistungen
zu sichern.

Wa. Ist bei Fortsetzung der früheren Er¬

krankung Ersatzanspruch des Armenverbandes

gerechtfertigt? Um Erstattung von Krankenpflege¬
kosten handelte es sich bei einem Rechtsstreit

des OrtsarmenVerbandes Frankfurt a. M. gegen
die Allgem. OKK. für Frankfurt a. M.

Wegen einer Erkrankung des Gehirns war

der Sattler Seh. vom 2. bis zum 27. Februar 1912

auf Kosten des Armenverbandes im Krankenhaus

des Bethanienvereins behandelt und verpflegt
worden. Der Armenverband verlangte im Klage¬
wege Pflegekosten in Höhe von 118 Mk. von der

Allgem. Frankfurter OKK. erstattet, indem er sich

darauf berief, daß Seh. als Versicherter Ansprüche
an die Kasse habe.

Die Krankenkasse lehnte den Anspruch ab

und machte geltend, Seh. habe keinen Anspruch
an sie, der auf den Armenverband übergehen
könnte, mehr gehabt, weil er bereits wegen des¬

selben Hirnleidens bis zum 4.Januar 1912 26Wochen

lang von ihr unterstützt worden sei. Nur wenn

es sich um ein neues Leiden bei der Verpflegung
vom 2. bis zum 27. Februar gehandelt haben würde,
hätte Seh. wieder Ansprüche an die Kasse. Da¬

für, daß es sich um dasselbe, noch nicht beendete

Leiden handelte, berief sich die Kasse auf ein

Gutachten des Dr. Kalverla, in dessen Behand¬

lung Seh. schon früher wegen desselben Gehirn¬

leidens gewesen sei. Durch dieses Gutachten
wäre erwiesen, daß Seh. auch noch nach dem

4. Januar 1912, wo die 26 Unterstützungswochen
um waren, ärztlicher Behandlung bedürftig ge¬
wesen sei.

Im Gutachten des Dr. K. ist ausgeführt: Das
alte Leiden, eine organische Hirnerkrankung, be¬
stehe ununterbrochen fort und habe auch vom

4. Januar bis jetzt fortbestanden. Das Gutachten

ist am 23. Juni 1912 ausgestellt worden.

Der Armenverband machte demgegenüber
geltend, es läge eine neue Erkrankung vor« In

er Zwischenzeit sei Seh. zum Beispiel auch an

einem Bruch operiert worden, der mit der frü¬

heren Gehirnsyphilis nichts zu tun habe. Eben¬

sowenig sei das mit einer Behandlung wegen
Lues der Fall.

Der Bezirksausschuß in Wiesbaden verurteilte

die OKK., an den Armenverband die 118 Mk. zu

zahlen. Nach den Ausführungen der Parteien

stehe fest, daß Seh. vom Juni 1911 bis zum 4. Ja¬

nuar 1912 wegen Gehirnsyphilis 26 Wochen lang
Unterstützung durch die Kasse erhalten habe.

Ferner sei er etwa 14 Tage lang wegen einer

Bruchoperation unterstützt worden. Eine Zeitlang
sei er in einer Irrenanstalt gewesen und es habe

ferner eine Erkrankung an Epilepsie und Lues

vorgelegen. Zwischendurch habe der Mann ge¬
arbeitet. Bei dieser Sachlage müsse für die Zeit

der hier in Betracht kommenden Verpflegung
vom 2. bis zum 27. Februar 1912 eine neue Er¬

krankung angenommen werden, die die Kasse zu

neuer Unterstützung verpflichtete, so daß der Er¬

satzanspruch des ArmenVerbandes berechtigt sei.

Daß es sich nicht um dieselbe Erkrankung handle,
sei ganz zweifelsfrei bei der Bruchoperation. Es

müsse aber auch für die späteren Leiden ange¬
nommen werden. Mögen sie auch medizinische

Fortbildungen aus der früheren Syphilisinfektion
sein, so seien sie armenrechtlich doch neue Fälle.

Das Oberverwaltungsgericht in Berlin als Revi¬

sionsinstanz hob am 11. Januar 1915 das Urteil

des Bezirksausschusses auf und verwies die Sache

an die Vorinstanz zurück. Begründend wurde

ausgeführt:
Der Bezirksausschuß gehe von einem Rechts¬

irrtum aus. Er nehme an, maßgebend wäre, daß

die Krankheit nur im rein medizinischen Sinne

eine Fortsetzung der früheren, 26 Wochen lang
unterstützten Gehirnsyphilis wäre, armenrechtlich

aber eine neue Erkrankung. Diese Auffassung
sei falsch. Nicht darauf komme es an. Für den

hier in Betracht kommenden Begriff der neuen

Erkrankung sei vielmehr entscheidend, ob die¬

selbe Krankheit in der Zwischenzeit, wo keine

Anstaltsbehandlung erfolgte, in dem Maße noch

vorhanden war, daß sie Ärztliche Hilfe erforderlich machte.

In diesem Falle würde es sich um dieselbe Er¬

krankung handeln und nicht um eine neue Er¬

krankung. In dem Falle wäre die OKK. zu keiner

Erstattung verpflichtet Namentlich mit Rücksicht
auf das Gutachten des Dr. K., der sich ziemlich
direkt in diesem Sinne ausgesprochen habe, hätte

der Bezirksausschuß die Sache in der Richtung
prüfen müssen. Das müsse er nunmehr tun.

bl. Verweigeruno der Operation ist kein
Grund zur Nichtanerkennung einer eingetrete¬
nen Verschlimmerung. (Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts vom 2. Dezember 1914. — Ia

2491/14 12B).
Unstreitig ist bei der Klägerin, welcher durch

einen Betriebsunfall vom 2. September 1905 die

Sehkraft des rechten Auges zerstört worden ist
und welche deshalb eine Rente von 25 Proz. be¬

zieht, neuerdings eine sogenannte sympathische
Erkrankung des linken Auges eingetreten, welche

zum Verlust der Sehkraft auch dieses Auges und
somit zur völligen Erblindung der Klägerin ge¬
führt hat. Dieser ursächliche Zusammenhang
zwischen dem Unfall und der plötzlichen Er¬

blindung soll jedoch nach der Ansicht des Ober-
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versicherungsamts dadurch wieder gelöst worden

sein, daß die Klägerin schuldhafterweise die recht¬

zeitige Entfernung des verletzten rechten Aug¬
apfels abgelehnt und sich überdies nach der

schiiefilich doch von ihr veranlaßten Herausnahme

dieses Auges eigenmächtig aus der Klinik entfernt

habe, bevor die ärztliche Behandlung des er¬

krankten linken Auges beendet war. Dieser Auf¬

fassung konnte das Reichsversicherungsamt nicht

beipflichten.
Die Klägerin war nicht verpflichtet, die ihr

von den Ärzten sowohl wie auch von der Berufs¬

genossenschaft allerdings wiederholt anempfoh¬
lene Entfernung des rechten Augapfels vornehmen

zu lassen. Es handelt sich hierbei um eine —

wenngleich regelmäßig ungefährliche und minder

bedeutende — Operation und ihre Ablehnung
kann der Verletzten keineswegs als ein schuld¬

haftes Verhalten angerechnet werden. Abzulehnen

ist aber auch der weitere Ausspruch des Ober¬

versicherungsamts, daß eine Schadensersatzpflicht
der Berufsgenossenschaft für die aus einem solchen

schuldhaften Verhalten der Verletzten sich er¬

gebenden Wirkungen überhaupt nicht eintrete.

Diese Auffassung findet in den Gesetzen keine

Stütze.
Nach alledem konnte keine Rede davon sein,

daß der auch nach der Ansicht der gehörten ärzt¬

lichen Sachverständigen unzweifelhaft bestehende

ursächliche Znsammenhang zwischen dem Unfall

und der jetzt eingetretenen Hilflosigkeit der Klä¬

gerin beseitigt worden sei. Die Berufsgenossen¬
schaft ist also verpflichtet, auch für diese schädi¬

gende Folge des Unfalls aufzukommen.

L. Nichtbeachtung des Ergebnisses des Eln-

sprudisverfahrens ist ein wesentlicher Mangel
des Verfahrens. (Urteil des Reichsversicherungs¬
amts vom 15. Oktober 1914. — Ia 12012/14 15B.)

Das Verfahren der Vorinstanzen leidet an

einem wesentlichen Mangel. Nach § 1592 RVO.

begründet die rechtzeitige Erhebung des Ein¬

spruchs das Recht auf persönliches Gehör des

Berechtigten. Dieses Recht hat die Beklagte ver¬

letzt. Nachdem sie durch den Bescheid vom

19. Mai 1913 den Anspruch des Klägers auf Ent¬

schädigung abgelehnt hatte, hat dieser rechtzeitig
Einspruch eingelegt und ausdrücklich verlangt,
daß ihm Gelegenheit gegeben werde, vor dem

Versicherungsamte seines Wohnortes seinen An¬

spruch vorzutragen. Die Beklagte hat darauf den

Kläger vom 25. Juni bis zum 5. Juli 19)3 in der

Heilanstalt B. in Seh. beobachten lassen und als¬

dann seinen Einspruch durch Endbescheid zurück¬

gewiesen, ohne daß überhaupt ein Einspruchsver¬
fahren vor dem Versicherungsamte stattgefunden
hat. Auf die gegen den Endbescheid der Beklagten
eingelegte Berufung hat das Oberversicherungs¬
amt allerdings die Beklagte veranlaßt, das Ein¬

spruchsverfahren nachzuholen, und der Kläger
ist nunmehr vor dem zuständigen Versicherungs¬
amte gehört worden. Die Beklagte hat dann aber

nicht etwa einen neuen Endbescheid erteilt, son¬

dern sofort die Akten an das Oberversicherungs¬
amt zurückgegeben. Dieses hat den Mangel durch

das neuerliche Verfahren der Beklagten als be¬

seitigt angesehen und in der Sache selbst erkannt.

Das Reichsversicherungsamt hat sich jedoch mit

der formellen Behandlung der Sache nicht ein¬

verstanden erklären können. Wenn auch auf Ver¬

anlassung des Oberversicherungsamts dem Kläger
nachträglich vor dem Versicherungsamt Gehör
verschafft worden ist, so ist damit allein doch
nicht dem Gesetze genügt worden. Die Beklagte

hätte unbedingt zu dem Ergebnisse des nachge¬
holten Einspruchsverfahrens durch einen neuen

Endbescheid Stellung nehmen müssen. Nach

§ 1606 RVO. ist der Endbescheid nach Abschluß

des Einspruchsverfahrens zu erteilen, dessen

Zweck es ist, der Berufsgenossenschaft, die zu¬

gleich Beteiligte des Feststellungsverfahrens und

entscheidende Stelle ist, die Ermittelungen einer

objektiven Behörde zu unterbreiten, damit sie

diese neben ihren eigenen Ermittelungen ihrer

endgültigen Entscheidung zugrunde legt. Dadurch,
daß die Beklagte das Ergebnis des Einspruchs¬
verfahrens überhaupt nicht gewürdigt hat, ist der

Zweck dieses Verfahrens vereitelt worden. Wegen
des hierin liegenden wesentlichen Verfahrens¬

mangels hat das Reichsversicherungsamt die Vor¬

entscheidungen aufgehoben und die Sache zur

nochmaligen Prüfung und Entscheidung an die

Beklagte zurückverwiesen.

gh. Zur Anwendung des §211 RVO. (Grund¬
sätzliche Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts vom 23. November 1914.)

Der Kläger erkrankte als Mitglied der be¬

klagten Krankenkasse am 29. Dezember 1913 und

war von diesem Tage an bis einschließlich 10. Ja¬

nuar 1914 arbeitsunfähig. Für die Bemessung
des Krankengeldes wurden von der Beklagten
die Bestimmungen der §§ 12 und 13 des bis zum

31. Dezember 1913 gültigen Statuts zugrunde ge¬

legt, wonach dem Kläger ein solches von 70 Proz.

des auf 2,50 Mk. festgesetzten durchschnittlichen

Tagelohns zustand. Der Kläger beansprucht jedoch
für die Zeit vom 1. Januar 1914 ab die Berech¬

nung seines Krankengeldes nach den für ihn gün¬
stigeren §§19 und 20 der neuen vom 1. Januar

1914 ab gültigen Satzung der Kasse, wonach ein

solches in Höhe von */* des für ihn maßgeblichen
Grundlohn von 6 Mk. in Betracht kommen würde.

Die beklagte Kasse hält sich zur Gewährung eines

Krankengeldes in dieser Höhe nicht für verpflichtet
und glaubt sich auf § 211 RVO. berufen zu können.

Der Vorsitzende des Versicherungsamts hat

sich dieser Auffassung angeschlossen und den

Kläger durch Entscheidung vom 7. April 1914 mit

seinem Anspruch abgewiesen. Auf die gegen diese

Entscheidung rechtzeitig eingelegte Berufung hat

das Oberversicherungsamt auf Grund des § 1693

RVO. die Sache an das Reichsversicherungsamt
abgegeben, da es sich um eine noch nicht fest¬

gestellte Auslegung gesetzlicher Vorschriften von

grundsätzlicher Bedeutung handle und im vor¬

liegenden Fall die Revision ausgeschlossen sei.

Im übrigen hat das Oberver?icherungsamt die

Ansicht der Vorinstanz für zutreffend gehalten.
Der Auffassung des Vorsitzenden des Ver¬

sicherungsamts konnte der erkennende Senat

nicht beitreten. Die Vorschrift des § 211 RVO.

kann im vorliegenden Falle keine Anwendung
finden. § 211 RVO. lautet: „Für Versicherungs¬
fälle, die bereits eingetreten sind, können durch

Satzungsänderung die Leistungen erhöht, nicht

aber herabgesetzt werden, Änderungen des Grund¬

lohnes haben keinen Einfluß." Diese Vorschrift

ist, da sie nicht zu den im Artikel 1 der kaiser¬

lichen Verordnung vom 5. Juli 1912 (RGBl. 1912,
Seite 439) bezeichneten Vorschriften gehört, erst

am 1. Januar 1914 in Kraft getreten. Zu dem¬

selben Zeitpunkt hatte aber die abgeänderte
Satzung der beklagten Kasse bereits Gültigkeit
erlangt. Es handelt sich also hier nicht um eine

Satzungsänderung, die unter der Geltung der RVO.

vorgenommen ist. Nur auf solche Änderungen
kann sich die bezeichnete Vorschrift beziehen.
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Andererseits sollen nach dem Eingang der vom

1. Januar 1914 ab gültigen abgeänderten Satzung

für Versicherungsfalle, in denen an diesem Tage
die Leistungspflicht der Krankenkasse nach dem

alten Recht fortdauert, von diesem Zeitpunkt ab

die neuen Bestimmungen gelten, soweit sie für

den Berechtigten günstiger sind. Daß dieses

hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 19 und 20

der geänderten Satzung für den Kläger der Fall

ist, kann nicht zweifelhaft sein. Auch gegen die

Rechtsgültigkeit einer solchen Bestimmung lassen

sich keine Bedenken erheben. Sie findet ihre

ausreichende Grundlage in Artikel 30 des Ein¬

führungsgesetzes zur RVO. Demgemäß ist für

den Kläger das Krankengeld vom 1. Januar ab

nach den Bestimmungen der abgeänderten Satz¬

ung zu berechnen. Hiernach rechtfertigt sich die

getroffene Entscheidung. — (IIa K. 53/14.2).

Soziale Chronik.

—r. Herakrankheiten nnd Krieg. Die

häufigsten Einwirkungen des kriegerischen Zu«

Standes auf die Kreislauforgane unserer Krieger
waren bisher dienigen, die man als eine Ermüdung
des Kreislaufes infolge großer körperlicher An¬

strengungen ansieht. Wenn unsere Truppen oft

mehrere Tage und Nächte lang kaum zur Ruhe

kommen konnten oder nur ein notdürftiges Biwak

fanden, so mußte sich eine Anzahl von minder¬

wertigen Herzen offenbaren. Solche Zustände

bezeichnet man als Herzschwäche. Bei Truppen,
deren Ernährung aus den verschiedenen Gründen

notgelitten hatte, mußten auch körperliche An¬

strengungen schädigend auf den Kreislauf wirken.

Erfreulicherweise sind wir bisher, nach dem Be¬

richte Prof. Grobers, von den hauptsächlichsten
Ursachen der akuten Herzkrankheiten, dem Ge¬

lenkrheumatismus und der Halsentzündung ver¬

schont geblieben. Die Kriegsanstrengungen be¬

einflußten auch die seelischen Zustände unserer

Soldaten. Dem entspricht, daß nervöse Erschei¬

nungen an den KreislaufOrganen zu den häufigsten
Beobachtungen gehören, das trifft sowohl für die

rein seelische Erschütterung, wie z. B. der Auf¬

enthalt im Granatfeuer oder im länger dauernden

Geschützkampf zu, als auch auf den Zustand der

Schwerverletzten. Diese nervösen Herzerschei¬

nungen treten besonders dann bei den Kranken

auf, wenn sie durch sich selbst oder durch ihre

Umgebung in die schweren Zeiten, die sie durch-

Semacht,
zurückversetzt werden, namentlich bei

erichten über die erlebten Ereignisse. Prof.

Grober konnte sich vielfach davon überzeugen,
daß bei wirklich gesunden jungen Menschen diese

Symptome nach kurzer Ruhezeit vollständig wieder
verschwinden. Im allgemeinen ist das Ergebnis
zu verzeichnen, daß der Zustand der Kreislauf¬

organe bei unseren Soldaten ein ganz ausge¬

zeichneter ist und damit für die Leistungsfähig¬
keit des Heeres ausschlaggebend gewesen ist

und zu bleiben verspricht.

Mutterschsftsfllrsorge In Australien. Seit

dem 10. Oktober 1912 hat Australien eine feste

Mutterschaftsprämie in Höhe von 100 Mk. einge¬
führt, die jeder Mutter bei der Geburt eines

Kindes ausgezahlt wird. Bis zum 26. Apil 1913

waren 61180 solcher Prämien zur Auszahung ge¬

langt, was also dem Staat im Laufe eines halben

Jahres eine Ausgabe von über 6 Millionen Mark

verursacht hatte. Angesichts dieser ziemlich

großen Ausgabe für ein Land von 5 Millionen

Einwohnern geht das Ministerium Cook mit dem

Gedanken um, die Prämie künftig nur an be¬

dürftige Mütter zu geben.

Konten derAlters- und InvalidenVersicherung
In Australien. Australien besitzt seit dem Jahre

1908/09 eine Alters- und Invalidenversicherung,
die dem Muster der neuseeländischen Versiche¬

rung nachgebildet ist. Wie diese erstreckt sie

sich nicht nur auf die Angehörigen bestimmter

Berufsklassen, sondern umfaßt alle Bürger und

Bürgerinnen, denen sie ohne irgend welche Bei¬

träge oder Leistungen im Alter oder bei ein¬

tretender Invalidität eine Rente gewährt. Die

Belastung des Staatswesens durch eine solche

Einrichtung ist natürlich nicht gering. Dem austra¬

lischen Statistischen Jahrbuch zufolge haben sich

die Ausgaben für die Versicherung in den ersten

vier Jahren folgendermaßen entwickelt:

1906/09 1909/10 1910/11 1911/12
Mk. Mk. Mk. Mk.

Renten .
9250560 16823620 37491360 42864240

Verwaltungsk. 45940 728460 749840 796200

Zusammen 9296500 17552060 38241200 43660440

Die außerordentliche Steigerung der Renten

im zweiten und dritten Jahre erklärt sich dadurch,
daß die Altersrente erst in der zweiten Hälfte

des Rechnungsjahres 1908/09, die Invalidenrente

aber erst im nächsten Jahre einsetzte. Die Ver¬

waltungsausgaben sind vom zweiten Jahre ab nur

noch ganz langsam gestiegen; sie beliefen sich

im Jahre 1911/12 auf knapp 2 Proz. der Ausgaben
für die Renten selbst. Auf den Kopf der Be¬

völkerung berechnet, ergab die Versicherung eine

jährliche Belastung von 4,5 Mk. im Jahre 1909/10,
8,5 Mk. in 1910/11 und 9 Mk. in 1911/12. Von den

Gesamtausgaben des Staates entfielen im Jahre

1911/12 14,8 Proz. oder VA auf die Kosten der

Versicherung. Dabei ist allerdings zu beachten,
daß in den Staatsausgaben auch die verfassungs¬
mäßigen Zuschüsse des Bundesstaates an die

Einzelstaaten enthalten sind. Am 30. Juni 1912

liefen in Australien rund 79000 Alters- und 11000

Invaliden-, zusammen also 90000 Renten.

Literatur.

Kommentar sur RVO. von Prof. Dr. Stier-

Somlo. Verlag Franz Vahlen, Berlin W 9, Bd. I,
I.Buch GemeinsameVorschriften; II. Buch Kranken¬

versicherung, 1130 S., geheftet 26 Mk., gebunden
29 Mk. Die umfangreiche Arbeit hat ihren Vorzug
darin, daß ein einzelner Verfasser versucht, die

RVO. im Rahmen eines großen Kommentars" dar¬

zustellen. Damit ist eine größere Einheitlichkeit

und Folgerichtigkeit in der Erörterung der ein¬

zelnen Fragen gegeben. Das geschichtliche Wer¬
den jeder Einzelvorschrift wird aufgezeigt, altes

und neues Recht verbunden und damit die für

die Praxis unentbehrliche Einsicht in das Ge¬

wordene und in die Verbindungslinien des auf¬

gehobenen zum geltenden Rechtssatz hergestellt.
Gewicht legt Verfasser auf möglichste Übersicht¬

lichkeit. Einzelfragen werden durch Unterfragen
leicht kenntlich gemacht, Anknüpfungspunkte an

das bisherige Recht, die bisherigen wissenschaft¬

lichen wie praktischen Veröffentlichungen, auch

die Gesetzesmaterialien sind in umfassender Weise

berücksichtigt worden. Alles in allem genommen
dürfte das Werk allen zurzeit gegebenen prak¬
tischen Anforderungen durchaus entsprechen.
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